Eine Resolution des Uno-Sicherheitsrates sowie ergänzende Briefe des US-Außenministers Colin Powell und des irakischen Übergangs-Ministerpräsidenten Ijad Allawi bilden die völkerrechtliche Grundlage für die im Irak angestrebte Schaffung einer freien und demokratischen Gesellschaft.

Die wichtigsten Festlegungen der Uno-Resolution:

· Die Souveränität und Autorität der am 1. Juni gebildeten irakischen Übergangsregierung, die am 30. Juni die Besatzungsmacht ablöst, wird von den Uno anerkannt. 

· Die Provisorische Koalitionsbehörde, also die Besatzungsregierung, wird zum 30. Juni aufgelöst und der Irak erhält seine "volle Souveränität" zurück. 

· Der Sicherheitsrat bestätigt den Zeitplan für den Übergang zur Demokratie. Nach der Amtsübernahme durch die Übergangsregierung am 30. Juni sieht der Plan "direkte demokratische Wahlen" zu einer Übergangs-Nationalversammlung bis zum 31. Dezember 2004, spätestens jedoch bis zum 31. Januar 2005 vor. Dieses provisorische Parlament soll eine Übergangsregierung bilden, eine neue Verfassung entwerfen und auf dieser Grundlage Wahlen für eine demokratische Regierung bis zum 31. Dezember 2005 vorbereiten. 

· Die Vereinten Nationen sollen den Übergangsprozess aktiv unterstützen und insbesondere bei der Organisierung der Wahlen, einer Nationalen Konferenz aller gesellschaftlichen Kräfte im Juli 2004, bei der Schaffung einer unabhängigen Wahlkommission, der Ausarbeitung der Verfassung sowie beim Aufbau der Behörden und sozialen Dienste helfen. 

· Die US-geführte "multinationale Streitmacht" wird autorisiert, "alle erforderlichen Maßnahmen" zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und Stabilität zu ergreifen. In diesem Zusammenhang wird auf die Briefe des Ministerpräsidenten der irakischen Übergangsregierung und des US-Außenministers an den Weltsicherheitsrat verwiesen, mit denen die Zusammenarbeit zwischen beiden Seiten bei militärischen Operationen geregelt wird. 

· Dazu wird in dem Briefwechsel die Bildung eines Nationalen Sicherheitskomitees festgelegt, dem auch Vertreter des Kommandos der US-geführten Streitkräfte angehören. Die in den beiden Briefen beschrieben "Sicherheitsstrukturen" sollen gewährleisten, dass die multinationale Streitmacht und die irakische Regierung in grundlegenden Fragen der Sicherheit und bei größeren Militäroperationen Übereinstimmung erzielen. (Ein konkretes Vetorecht der irakischen Seite bei US-Militäroperationen wurde nicht festgeschrieben.) 

Das Mandat für die US-geführte multinationale Streitmacht läuft mit der Vollendung des Übergangsprozesses aus. Das Kriterium dafür ist der bis Ende 2005/Anfang 2006 angestrebte Amtsantritt einer demokratisch gewählten Regierung. Der Sicherheitsrat überprüft das Mandat nach zwölf Monaten. Es wird bereits früher beendet, wenn die irakische Regierung dies verlangen sollte. 

Die Übergangsregierung verfügt über die wirtschaftlichen Ressourcen des Irak, insbesondere seine Öl- und Erdgasvorkommen. Bis auf weiteres kontrolliert aber ein internationales Gremium die Verwendung aller Mittel aus dem Entwicklungsfonds für den Irak
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